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VORSCHLÄGE 

Der Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz ersucht den federführenden 

Haushaltsausschuss, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. weist darauf hin, dass der Binnenmarkt ein wichtiger Politik- und Schwerpunktbereich für 

Wirtschaftswachstum ist; ist der Ansicht, dass ein stärkerer und integrierter Binnenmarkt 

mit einer angemessenen Mittelausstattung von wesentlicher Bedeutung ist, um die 

Europäische Union (EU) aus der Krise herauszuführen; 

2. ist der Ansicht, dass die Verbraucherpolitik für die EU eine zentrale Priorität darstellt; 

betont, dass für diesen Politikbereich angemessene Mittel vorgesehen werden sollten, und 

ist der Ansicht, dass sie dafür eingesetzt werden sollten, das Verbrauchervertrauen in 

einen transparenteren Binnenmarkt zu erhöhen, indem die Sicherheit der Verbraucher 

gestärkt, das Wissen ausgebaut sowie das Verbraucherrecht und die Verbraucherpolitik an 

den gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Wandel angepasst werden; 

3. fordert, dass angemessene Finanzmittel bereitgestellt werden, mit denen eine Strategie für 

intelligentes und nachhaltiges Wachstum und Beschäftigung gefördert werden soll; 

4. betont, dass eine ausgewogene Mittelausstattung erforderlich ist, um die 

Funktionsfähigkeit der Zollunion und die Betrugsbekämpfung zu unterstützen, damit 

sowohl die Verbraucher geschützt werden als auch die finanzielle Erholung bei den 

Eigenmitteln gewährleistet wird; 

5. erkennt die Bedeutung der Finanzierung des „Binnenmarktforums“ an und fordert, dass 

die entsprechende vorbereitende Maßnahme bis zum Jahr 2015 verlängert wird; fordert 

die Kommission auf, einen Vorschlag für eine Rechtsgrundlage zu unterbreiten, die im 

Sekundärecht festgelegt werden soll, um die Fortführung des Binnenmarktforums 

nach 2015 sicherzustellen; 

 

6. betont, dass das Problemlösungsnetz für den Binnenmarkt (SOLVIT) gefördert werden 

muss und dass die Mitgliedstaaten hierfür angemessene Mittel bereitstellen müssen, da 

sowohl EU-Bürger als auch EU-Unternehmen wertvolle Orientierungshilfen zu 

verschiedenen Themen, etwa Unternehmensgründungen, Visa- und Aufenthaltsrechte, 

Handel und Dienstleistungen, Familienleistungen und vieles andere, erhalten können; 

7.  fordert die Kommission eindringlich auf, dem Parlament über den Stand der Umsetzung 

des Pilotprojekts „Your Europe Travel — Anwendung für mobile Geräte“ Bericht zu 

erstatten; betont, dass es wichtig ist, die Verbraucher stärker für derartige 

Dienstleistungen zu sensibilisieren; begrüßt nachdrücklich die früheren Maßnahmen des 

Netzes der europäischen Verbraucherzentren in diesem Zusammenhang; weist darauf hin, 

dass die Anwendung in eine dauerhafte Kampagne zur Sensibilisierung für 

Verbraucherrechte und –interessen auf Unionsebene integriert werden sollte; empfiehlt, 

dass bei einem positiven Ergebnis einer Machbarkeitsstudie Mittel frei werden; 

8. betont, dass im Jahr 2015 eine angemessene Finanzierung des COSME-Programms und 

des „Enterprise Europe Networks“ sichergestellt werden muss, um insbesondere den 
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Schwierigkeiten, mit denen kleine und mittlere Unternehmen (KMU) aufgrund der 

wirtschaftlichen und finanziellen Zwänge der EU konfrontiert sind, Rechnung zu tragen; 

9. begrüßt das verbesserte Engagement, wenn es darum geht, im Rahmen der 

Haushaltslinie 02 04 02 03 höhere Innovationen in KMU zu finanzieren, da es der 

Überzeugung ist, dass KMU mit Blick auf die Modernisierung sowie die Schaffung von 

Wachstum und Arbeitsplätzen eine wichtige Rolle einnehmen müssen; begrüßt zudem, 

dass das auf KMU ausgerichtete Instrument in das Programm „Horizont 2020“ 

aufgenommen wurde, was einen neuen unternehmensfokussierten und marktorientierten 

Ansatz darstellt, um die Innovationstätigkeiten der KMU zu fördern und positive 

wirtschaftliche Auswirkungen zu erzeugen; 

10. fordert, dass ein neues Pilotprojekt mit dem Titel „Schulung von KMU zu 

Verbraucherrechten im digitalen Zeitalter“ finanziert wird; betont, dass dies dazu 

beitragen dürfte, dass KMU das Verbraucherschutzrecht im Online-Umfeld einhalten; 

hebt hervor, dass sich bei Untersuchungen ergeben hat, dass es zahlreichen KMU an den 

notwendigen Kenntnissen einschlägiger EU-Rechtsvorschriften mangelt, die in 

einzelstaatliches Recht umgesetzt wurden; ist der Ansicht, dass eine bessere Einhaltung 

der Vorschriften die Probleme von Verbrauchern verringern würde und Händlern 

zugutekäme, indem Schwierigkeiten mit den Strafverfolgungsbehörden umgangen 

werden; 

11.  betont, dass Normen wichtige Werkzeuge für die Wettbewerbsfähigkeit von 

Unternehmen und vor allem von KMU sind, deren Beteiligung am Normungsverfahren 

für den technologischen Fortschritt in der Union wesentlich ist; hält es daher für wichtig, 

die Initiativen zur Unterstützung der Normungstätigkeiten des CEN, des CENELEC und 

des ETSI angemessen zu finanzieren; 

12.  weist darauf hin, dass das mehrsprachige System für die Plattform zur 

Online-Streitbeilegung finanziert werden muss; hebt hervor, dass dieses mehrsprachige 

System mit der Verordnung (EU) Nr. 524/2013 des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 21. Mai 2013 über die Online-Beilegung verbraucherrechtlicher Streitigkeiten 

(Verordnung über Online-Streitbeilegung)1 angenommen wurde; betont, dass mit gut 

funktionierenden EU-weiten Systemen zur Online-Streitbeilegung die Verbraucher 

ermutigt werden, Lösungen für ihre Probleme beim Kauf von Produkten und 

Dienstleistungen im Binnenmarkt zu suchen, und Online-Käufe, insbesondere von 

Händlern in anderen Mitgliedstaaten, Auftrieb erhalten; weist darauf hin, dass mehr 

Online- und grenzüberschreitender Handel in der EU Unternehmen auch neue Chancen 

bieten und zur Ankurbelung des Wirtschaftswachstums beitragen wird. 

                                                 
1 ABl. L 165 vom 18.6.2013, S. 1. 
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